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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen
vom 24. Mai 2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

GrÃ¼nde

I.

Die KlÃ¤gerin begehrt â�� im Wege des Ã�berprÃ¼fungsverfahrens â�� die
GewÃ¤hrung eines hÃ¶heren Berufsschadensausgleichs nach dem Gesetz Ã¼ber
die EntschÃ¤digung der Opfer von Gewalttaten (OEG) i.Â V.Â m. dem
Bundesversorgungsgesetz (BVG).

Die 1979 geborene, mittlerweile verpartnerte KlÃ¤gerin und selbst Mutter von 2013
geborenen Zwillingen, wuchs, bis sie 10 Jahre alt war, mit ihrer Mutter und deren
LebensgefÃ¤hrten R1 (im Folgenden: R.) im Haus der GroÃ�eltern
mÃ¼tterlicherseits auf, wobei die GroÃ�mutter nach dem Tod des GroÃ�vaters im
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Jahre 1986 ihre Bezugsperson war. AnschlieÃ�end zog die KlÃ¤gerin mit ihrer
Mutter und R. innerhalb der Wohngemeinde um. Ab dem 13.Â Lebensjahr hielt sie
sich dort nur noch an den Wochenenden auf, ihren Lebensmittelpunkt hatte sie
wieder zu ihrer GroÃ�mutter verlagert, zu der sie auch in der Zeit davor den
Kontakt intensiv gepflegt hatte. Sie lebte dort bis zum Abschluss der Hauptschule
im Jahre 1994. AnschlieÃ�end zog sie wieder zu ihrer Mutter und besuchte die Haus-
und Landwirtschaftsschule M1, eine hauswirtschaftlich-sozialpÃ¤dagogische
Berufsfachschule, die sie 1996 mit der Durchschnittsnote 3,0 und der Berechtigung
des Realschulabschlusses beendete. Im Mai 1996 kam sie in eine von der
Jugendhilfe C1Â e. V. betreute AuÃ�enwohngruppe. Von 1996 bis 1997 leistete sie
ein Vorpraktikum in einem Kindergarten ab.

Nachdem die KlÃ¤gerin einen Tag nach ihrem 18. Geburtstag vormittags jeweils
zehn Tabletten Lasix und Paracetamol sowie mehrere pflanzliche Kreislauftabletten
eingenommen und deswegen am Abend erbrochen hatte, wurde sie im
C2-Krankenhaus M1 stationÃ¤r aufgenommen.Â H1 diagnostizierte nach dem
Entlassungsbericht eine Tablettenintoxikation in suizidaler Absicht (ICD-10 T96.3)
und eine Borderline-PersÃ¶nlichkeit. Am 14. April 1997 verlieÃ� sie eigenmÃ¤chtig
das Krankenhaus. Nach VerstÃ¤ndigung der Polizei wurde sie von dieser
aufgegriffen und in die Psychiatrische Abteilung des Kreiskrankenhauses T1
verbracht. Dort wurden von dem L1 der Verdacht auf eine VerhaltensstÃ¶rung bei
einem Zustand nach Suizidversuch (ICD-10 F44.0) und eine EssstÃ¶rung (ICD-10
F50.0) diagnostiziert. Ab Juni 1997 bis September 2001 befand sich die KlÃ¤gerin,
mit Unterbrechung, in ambulanter psychotherapeutischer Behandlung bei S1, die
eine Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung diagnostizierte. Die dem Krankheitsbild
zugrundeliegenden schweren seelischen und kÃ¶rperlichen VernachlÃ¤ssigungen
und Traumatisierungen im hÃ¤uslichen Bereich schon in frÃ¼hester Kindheit
lieÃ�en durch die damit verbundenen angstbedingten Abwehrmechanismen nur
ganz allmÃ¤hlich eine kausale Bearbeitung zu. Die KlÃ¤gerin habe das
therapeutische Angebot nach ihren MÃ¶glichkeiten zuverlÃ¤ssig wahrgenommen
und allmÃ¤hlich Vertrauen entwickeln kÃ¶nnen. Ein zweitÃ¤giger stationÃ¤rer
Aufenthalt im C2-Krankenhaus in M1 im Januar 2000 erfolgte wegen der Einnahme
von acht Tabletten Oxazepam. H2 diagnostizierte im Entlassungsbericht eine
demonstrativ-appellative Tablettenintoxikation in nichtsuizidaler Absicht bei
bestehender Konfliktsituation.

Auf Veranlassung ihres Hausarztes, T2, wurde die KlÃ¤gerin aufgrund der von ihm
gestellten Diagnosen â��Angstneurotische Fehlhaltung mit depressivem Einschlag
bei gestÃ¶rter PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit, Spannungskopfschmerz, MigrÃ¤neâ�� von
Ende August bis Mitte Dezember 2000 stationÃ¤r in der Abteilung fÃ¼r
Psychosomatik der B1-Klinik (heute: M2-Klinik am V1) in D1 aufgenommen. Nach
dem Entlassungsbericht von T3 wurden eine rezidivierende depressive StÃ¶rung mit
gegenwÃ¤rtig leichter Episode, soziale Ã�ngste und eine emotional instabile
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom Typ Borderline diagnostiziert. Die KlÃ¤gerin habe
berichtet, zur Mutter keinen Kontakt mehr zu haben. Diese sei aggressiv und
Ã¼berfordert, schlage und schreie nur, sei gefÃ¼hlskalt, ichbezogen und
geldgierig. Zu Hause sei es sehr schmutzig gewesen. Ihre GroÃ�mutter
mÃ¼tterlicherseits sei nett, aber gefÃ¼hllos. Auch von ihr sei sie nie in den Arm
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genommen worden.

Bereits von 1997 an bis 2000 erlernte die KlÃ¤gerin den Beruf der Haus- und
Familienpflegerin, den sie von Februar bis August 2001 in einem Alten- und
Pflegeheim ausÃ¼bte. Diese TÃ¤tigkeit beendete sie, um den Beruf der Erzieherin
zu erlernen. Die zweijÃ¤hrige schulische Ausbildung schloss sie im Jahre 2003 an
der Katholischen Fachschule fÃ¼r SozialpÃ¤dagogik in K1 mit der
Durchschnittsnote 1,7 ab. Das anschlieÃ�ende Berufspraktikum in einer
KindertagesstÃ¤tte brach sie Ende September 2003 nach einem Monat ab, da sie
Schwierigkeiten im Kontakt mit den Kindern gehabt haben soll. Im Dezember 2003
arbeitete sie wiederum als Familienpflegerin fÃ¼r einen Pflegedienst. Nach durch
TÃ¤tigkeiten fÃ¼r Personalvermittlungsunternehmen unterbrochenen Zeiten der
Arbeitslosigkeit erwarb sie im Sommer 2006 an der Beruflichen Schule B2 in der
hauswirtschaftlichen, landwirtschaftlichen und sozialpÃ¤dagogischen Fachrichtung
mit der Durchschnittsnote 3,5 die Fachhochschulreife fÃ¼r das Studium an
Fachhochschulen in Baden-WÃ¼rttemberg.

Nach einer einjÃ¤hrigen beruflichen RehabilitationsmaÃ�nahme fÃ¼r eine
berufliche Neuorientierung durch das Berufliche Trainingszentrum im Beruflichen
Fortbildungszentrum der B6 gGmbH in W1 (B6) von Mitte September 2006 bis Ende
August 2007 fÃ¼hrte sie, begleitet hierdurch, von September 2007 bis 28. Juli 2010
eine Umschulung zur Rechtsanwaltsfachangestellten in der RechtsanwaltssozietÃ¤t
B3 sowie S2 und Kollegen in W2 und L2 durch. Nach dem Abschlussbericht der K2
vom Beruflichen Trainingszentrum im B6 von September 2010 schloss die KlÃ¤gerin
die Ausbildung zur Rechtsanwaltsfachangestellten erfolgreich ab. Intensive
UnterstÃ¼tzung sei hierfÃ¼r notwendig gewesen. Die KlÃ¤gerin habe in all den
Jahren durchaus kleine, sichtbare Fortschritte und Entwicklungen gemacht, die aber
ohne enge und intensive Betreuung nicht mÃ¶glich gewesen wÃ¤ren. Kognitiv
verfÃ¼ge die KlÃ¤gerin Ã¼ber ein gutes Wissen. Wegen ihrer Biografie habe sie ein
hohes MaÃ� an SchÃ¤digung erlitten, welche andauere und sie ein Leben lang
begleiten werde. Sie werde langfristig und dauerhaft auf UnterstÃ¼tzung und
Begleitung angewiesen sein. Wegen ihrer SchÃ¤digung sei sie nicht in vollem
Umfang arbeitsfÃ¤hig und bedÃ¼rfe weiterhin einer berufsfÃ¶rdernden
MaÃ�nahme. Eine traumatherapeutische Behandlung erscheine sinnvoll.

Ab 20. Juli 2010 war sie arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Ein stundenweiser Arbeitsversuch
beim ImmobilienbÃ¼ro S3 in T4 ab Ende 2010 konnte im Januar 2011 nicht
fortgesetzt werden.Â S3 fÃ¼hrte hierzu aus, eine weitere Zusammenarbeit sei
wegen der Erkrankung der KlÃ¤gerin, die sie daran hindere, sich mit anderen
Personen in einem Raum aufzuhalten, nicht mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin hatte sich
anfangs noch wegen eines Lohnkostenzuschusses beim Landratsamt T4 erkundigt.
Noch bevor dieser bewilligt wurde, teilte die KlÃ¤gerin den Abbruch des
Arbeitsversuches mit.

Der leibliche Vater der KlÃ¤gerin, wohl gelernter Maschinenschlosser und auch als
Koch tÃ¤tig gewesen, verunglÃ¼ckte noch vor ihrer Geburt tÃ¶dlich im
StraÃ�enverkehr; mÃ¶glicherweise erfolgte der Aufprall des von ihm gelenkten
Kraftfahrzeuges auf einen Baum in suizidaler Absicht. Aus der Beziehung ihrer
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Mutter, die als Reinigungskraft tÃ¤tig war, mit R. gingen fÃ¼nf Kinder hervor.
AuÃ�er S4, der im 2. Lebensjahr, angeblich an einem Magen-Darm-Virus, verstarb,
wobei als mitursÃ¤chlich auch die verwahrlosten hÃ¤uslichen VerhÃ¤ltnisse
angesehen wurden, haben alle die Hauptschule besucht und bis auf B4, welche auf
die Realschule wechselte und die Mittlere Reife erreichte, auch abgeschlossen. B4
begann eine Ausbildung zur Medizinischen Fachangestellten und strebt nach deren
Beendigung die Erlangung der Allgemeinen Hochschulreife an. I1 erlernte den Beruf
des VerkÃ¤ufers und war als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r die B5 GmbH & Co. KG
tÃ¤tig. Nach den Angaben der KlÃ¤gerin schloss er ebenfalls eine
Mittelschulausbildung ab und will noch das Abitur machen. D2, der vor der
Hauptschule einen Kindergarten fÃ¼r Menschen mit Behinderung besuchte und
anfangs auf die Sonderschule ging, ist mittlerweile als Lagerist tÃ¤tig. J1 erlernte
den Beruf der MetzgereifachverkÃ¤uferin.

Am 19. Oktober 2001 beantragte die KlÃ¤gerin bei dem Landratsamt T4 (LRA) die
GewÃ¤hrung von BeschÃ¤digtenversorgung wegen Misshandlungen durch die
Mutter und sexuellen Missbrauch durch R. WÃ¤hrend ihrer gesamten Kindheit sei
sie von ihrer Mutter psychisch und kÃ¶rperlich misshandelt worden und habe in
einer verwahrlosten Wohnung aufwachsen mÃ¼ssen. Sie sei von R. bis zum Alter
von 11Â Jahren sexuell missbraucht worden; bis sie 15 Jahre alt gewesen sei, habe
er sie noch sexuell bedrÃ¤ngt.

Das Amtsgericht M1 verurteilte R. wegen an der KlÃ¤gerin 1990/1991 und
1994/1995 vorgenommener sexueller Handlungen neben einer Geldauflage zu einer
Freiheitsstrafe von eineinhalb Jahren, die zur BewÃ¤hrung ausgesetzt wurde. Das
Urteil wurde nach RÃ¼cknahme des Rechtsmittels rechtskrÃ¤ftig.

Auf Veranlassung des Beklagten erstattete M3 nach einer Untersuchung der
KlÃ¤gerin am 13. November 2002 ein nervenÃ¤rztliches Gutachten, wonach eine
chronische posttraumatische Belastungsreaktion, depressive
VerstimmungszustÃ¤nde bei erheblichen sozialen Problemen und eine primÃ¤re
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung diagnostiziert, der GdS mit 50 eingeschÃ¤tzt und die
FortfÃ¼hrung der Psychotherapie fÃ¼r notwendig erachtet wurden.

Auf der Grundlage der versorgungsÃ¤rztlichen EinschÃ¤tzung von H3 von MÃ¤rz
2003 stellte der Beklagte mit (Erstanerkennungs-)Bescheid vom 15. Mai 2003 fest,
dass die chronische posttraumatische Belastungsreaktion, die depressiven
Verstimmungen und die Borderline-PersÃ¶nlichkeit Folgen von vorsÃ¤tzlichen,
rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffen in den Jahren 1990/1991 und 1994/1995 sind.
Weiter wurde festgestellt, dass die KlÃ¤gerin hierdurch in ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit
ab 1.Â Oktober 2001 um 50 vom Hundert (v. H.) gemindert ist. Ferner wurde dem
Grunde nach Heilbehandlung gewÃ¤hrt. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung
einkommensunabhÃ¤ngiger Leistungen wie Ausgleichsrente, Familienzuschlag und
Berufsschadensausgleich seien nicht erfÃ¼llt. Unter teilweiser RÃ¼cknahme des
Bescheides vom 15.Â Mai 2003 wurde mit Bescheid vom 6.Â Juli 2005 ein Recht der
KlÃ¤gerin auf Ausgleichsrente vom 1. Oktober 2001 bis 30. September 2003
festgestellt.
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Zur PrÃ¼fung, ob eine von der KlÃ¤gerin am 14. MÃ¤rz 2007 geltend gemachte
Verschlimmerung der anerkannten SchÃ¤digungsfolgen eintrat, erstattete
wiederumÂ M3 fÃ¼r den Beklagten ein Gutachten, wonach angesichts der nach wie
vor bestehenden erheblichen Schwierigkeiten, besonders in der beruflichen
Entwicklung, ab Februar 2008 ein Grad der SchÃ¤digung (GdS) von 60 anzunehmen
sei. Daraufhin stellte der Beklagte mit Bescheid vom 27. MÃ¤rz 2008 den GdS mit
60 ab 1. Februar 2008 fest.

S1 fÃ¼hrte im Arztbericht von November 2008 aus, inzwischen bezeichne sie das
Krankheitsbild der KlÃ¤gerin aus psychotherapeutischer Sicht eher als schwere
neurotische Depression mit Borderline-PersÃ¶nlichkeitsanteilen. UrsÃ¤chlich
hierfÃ¼r sei eine Kindheit voller VernachlÃ¤ssigung, Missbrauch und BrÃ¼chen. Im
Arztbericht von September 2009 teilte sie mit, bei Ã¼berdurchschnittlicher
Intelligenz, persÃ¶nlichem Ehrgeiz und prinzipieller Leistungsbereitschaft sei die
KlÃ¤gerin in relativ stabilen Phasen durchaus vier Stunden tÃ¤glich, unterteilt in
Zwei-Stunden-BlÃ¶cke mit einer zwischenzeitlichen Pause, einsetzbar. Um ihrer
erhÃ¶hten Irritierbarkeit durch zwischenmenschliche Kontakte, NÃ¤he und Druck
entgegenzukommen, wÃ¤re ein relativ ruhiger Arbeitsplatz mit
RÃ¼ckzugsmÃ¶glichkeit und ohne stÃ¤rkeren Publikumsverkehr angebracht und
ratsam, an dem sie in ihrem Tempo die Aufgaben erledigen kÃ¶nne. Sie sei auf eine
vertrauensvolle AtmosphÃ¤re und VerstÃ¤ndnis fÃ¼r ihre LabilitÃ¤t angewiesen.
Unter solchen Bedingungen werde der Arbeitsplatz sogar einer weiteren
Stabilisierung fÃ¶rderlich sein. Unter dieser MaÃ�gabe sei sie im Beruf der
â��Rechtsanwaltsgehilfinâ�� einsetzbar.

Nach einer stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme in den Kliniken S5 in G1 vom
1.Â bis 20. Juli 2010 diagnostizierte S6 im Entlassungsbericht eine anhaltende
somatoforme SchmerzstÃ¶rung mit Schulter-, Kopf-, RÃ¼cken- und
Gelenkschmerzen (ICD-10 F45.40), eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung
(ICD-10 F43.1) und eine gemischte AngststÃ¶rung (ICD-10 F41.3). Der Aufenthalt
habe der Beurteilung gedient, ob trotz der bestehenden StÃ¶rung ein verwertbares
Leistungsbild auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorhanden sei. Aufgrund der
Verhaltensbeobachtung im Milieu und wÃ¤hrend der Berufstherapie sei derzeit kein
verwertbares Leistungsbild fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt vorhanden, wobei
betont werden mÃ¼sse, dass keine kognitiven EinschrÃ¤nkungen vorhanden seien.
Die EinbuÃ�en im Leistungsbild hÃ¤tten ihre Ursache in einem massiv gestÃ¶rten
Sozialverhalten mit Problemen in der Interaktion. Diese seien auf eine hohe
Anspannung im zwischenmenschlichen Kontakt zurÃ¼ckzufÃ¼hren, welche im
Zusammenhang mit den erlittenen Traumata zu sehen sei. Die KlÃ¤gerin sei wegen
ihrer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung bisher noch keiner spezifischen
Behandlung zugefÃ¼hrt worden. Sie befinde sich bereits seit etwa zehn Jahren in
ambulanter Psychotherapie, wobei in deren Rahmen, aus medizinisch
therapeutischen GrÃ¼nden nachvollziehbar, nicht an den Traumata gearbeitet
worden sei. Vermutlich sei angenommen worden, deren Bearbeitung wÃ¼rde zu
einer erheblichen Destabilisierung beitragen. Die KlÃ¤gerin solle nun aber einer
stationÃ¤ren, spezifischen Traumatherapie zugefÃ¼hrt werden. DiesbezÃ¼glich
zeige sie sich in hohem MaÃ�e motiviert und habe sich bereits Adressen von
Kliniken mit entsprechendem Leistungsspektrum besorgt. Sie sei am 20.Â Juli 2010
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fÃ¼r TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt als arbeitsunfÃ¤hig, fÃ¼r den
Ausbildungsberuf hingegen als arbeitsfÃ¤hig entlassen worden.

Im Psychotherapeutischen Zentrum der K3-Klinik in M1 wurde die KlÃ¤gerin ab
28.Â April 2011 psychotherapeutisch behandelt. Der stationÃ¤re Aufenthalt wurde
nach dem Entlassungsbericht des P1 am 1. Juni 2011 beendet, da die KlÃ¤gerin die
stationÃ¤re Behandlung als sehr belastend empfunden und von zunehmendem
inneren Druck, auch Selbstverletzungsdruck, berichtet habe. Es sei der gemeinsame
Entschluss gefasst worden, die stationÃ¤re Behandlung nicht fortzufÃ¼hren. Es
seien eine komplexe posttraumatische BelastungsstÃ¶rung (ICD-10 F43.1), der
Verdacht auf eine kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung (ICD-10 F61.0), der
Verdacht auf eine EssstÃ¶rung (ICD-10 F50.9), eine MigrÃ¤ne (ICD-10 G43.0) und
polyzystische Ovarien (ICD-10 E28.2) diagnostiziert worden. Bei Therapiebeginn sei
vorgesehen gewesen, die KlÃ¤gerin im stationÃ¤ren Setting mit einem 4-phasigen
Psychotherapiekonzept zu behandeln.

Am 20. September 2010 stellte die KlÃ¤gerin ausdrÃ¼cklich einen Antrag auf
GewÃ¤hrung eines Berufsschadensausgleiches. Im Antragsformular danach gefragt,
wie der berufliche Werdegang ohne die SchÃ¤digung verlaufen wÃ¤re, fÃ¼hrte sie
einen Intelligenzquotienten (IQ) von 130 an. Es sei schwer zu sagen, welchen Weg
sie ohne die SchÃ¤digung eingeschlagen hÃ¤tte, da diese bereits vor
Grundschulbeginn erfolgt sei. Sie hÃ¤tte gerne Jura oder SozialpÃ¤dagogik studiert.
Allerdings habe sie bereits bei den Ausbildungen groÃ�e Probleme mit der
KlassengrÃ¶Ã�e und MitschÃ¼lern sowie wegen Konzentrationsschwierigkeiten und
kÃ¶rperlichen Schmerzen in Form von MigrÃ¤ne, Ã�belkeit und Verspannungen
gehabt.

Die Deutsche Rentenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg lehnte mit Bescheid vom
27.Â April 2011 die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente wegen nicht
erfÃ¼llter Wartezeit ab.

Mit Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012, welcher durch das Schreiben vom 17. April 2012
berichtigt wurde, stellte der Beklagte, unter Anerkennung einer besonderen
beruflichen Betroffenheit, den GdS mit 70 ab 1. Februar 2011 fest. Mit weiterem
Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 stellte der Beklagte zum einen ein Recht der KlÃ¤gerin
auf Ausgleichsrente im Juni 2011 in HÃ¶he von 479 â�¬ und ab dem Folgemonat in
HÃ¶he von monatlich 484 â�¬ fest; zum anderen gewÃ¤hrte er ihr damit einen
Berufsschadensausgleich fÃ¼r Juni 2011 in HÃ¶he von 779 â�¬ und ab dem
Folgemonat in HÃ¶he von monatlich 805 â�¬. FÃ¼r die Berechnung des
Berufsschadensausgleiches legte der Beklagte das Durchschnittseinkommen der
Besoldungsgruppe A 7, DA 9 mit Stellenzulage, zugrunde; er orientierte sich am
Abschluss einer Mittelschulausbildung (â��Mittlere Reifeâ��) und daher aus seiner
Sicht am Durchschnittseinkommen von Beamtinnen und Beamten im Mittleren
Dienst.

Mit ihrem Widerspruch erhob die KlÃ¤gerin EinwÃ¤nde gegen den festgestellten
Beginn der GewÃ¤hrung des Berufsschadensausgleiches und der Ausgleichsrente
sowie die Berechnung des Berufsschadensausgleiches unter BerÃ¼cksichtigung
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eines Durchschnittseinkommens, welches ohne SchÃ¤digungsfolgen an einer
vermuteten Mittelschulausbildung anknÃ¼pfe. Der Widerspruch wurde mit
Widerspruchsbescheid vom 27. Juni 2012 zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 16. Juli 2012 Klage beim Sozialgericht Reutlingen
(SG â�� S 4 VG 1922/12).

Zur Akte gelangte das Attest des Z1 von November 2013, wonach die KlÃ¤gerin bei
ihm seit Ende November 2008 in ambulanter psychiatrischer Behandlung sei. Ihre
kognitiven FÃ¤higkeiten, insbesondere ihre FÃ¤higkeit, theoretische und konkrete
Problemstellungen zu erfassen, sowie ihr planerisches DenkvermÃ¶gen seien
Ã¼berdurchschnittlich. Sie erfasse Alltagssituationen gut und finde angemessene
LÃ¶sungen. Das belege auch ein Intelligenztest aus dem Jahre 2007. Ohne die
traumatisierenden Erlebnisse und ihre Folgen hÃ¤tte die KlÃ¤gerin ohne Zweifel ein
Hochschulstudium absolvieren und eine akademische Laufbahn einschlagen
kÃ¶nnen. Des Weiteren legte sie die Auskunft der G2 vom Beruflichen
Trainingszentrum im B6 von Dezember 2013 vor, nach der mit dem Hamburg-
Wechsler-Intelligenztest fÃ¼r Erwachsene (HAWIE-R) im Februar 2007 ein IQ von
122 gemessen worden sei. Die KlÃ¤gerin liege mit diesem Ergebnis im oberen
Bereich ihrer Altersgruppe. Lediglich 4 % der Gleichaltrigen erbrÃ¤chten gleich gute
oder bessere Leistungen. Bei BerÃ¼cksichtigung der Messungsungenauigkeit des
Verfahrens dÃ¼rfte der IQ mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 % zwischen 114 und
130 liegen. Daher sei die intellektuelle LeistungsfÃ¤higkeit als hoch bis extrem hoch
zu bezeichnen. Die intellektuellen FÃ¤higkeiten, ein Studium zu absolvieren, seien
demnach gegeben.

Mit Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 3. September 2014 verurteilte das SG
den Beklagten, der KlÃ¤gerin ab dem 1. Juni 2011 den Berufsschadensausgleich
â��mit dem Ansatz eines Durchschnittseinkommens unter Eingruppierung bei
vermutlichem Erzielen der ReifeprÃ¼fungâ�� zu gewÃ¤hren, und wies die Klage im
Ã�brigen ab.

Gegen das Urteil legte die KlÃ¤gerin am 28. Oktober 2014 Berufung beim Senat ein
(L 6 VG 4549/14), der Beklagte im Nachgang zu der nichtÃ¶ffentlichen Sitzung vom
17. Juli 2015 am 22.Â Juli 2015 Anschlussberufung.

Mit Urteil vom 19. Oktober 2015 hob der Senat das Urteil des SG vom 3. September
2014 teilweise auf und wies die Klage umfassend ab. Die Berufung der KlÃ¤gerin
wurde zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung wurde im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt,
dass die grundlegend reformierten Vorschriften Ã¼ber den
Berufsschadensausgleich nur fÃ¼r FÃ¤lle gelten wÃ¼rden, bei denen der
Berufsschadensausgleich erstmals nach dem 30. Juni 2011 beantragt worden sei,
was bei der KlÃ¤gerin nicht der Fall sei. Die Berechnung sei richtig anhand der
Besoldungsgruppe A7 als Vergleichseinkommen erfolgt. Der Beklagte habe die
zutreffende â�� nachtrÃ¤gliche â�� Prognoseentscheidung getroffen, dass die
KlÃ¤gerin ohne die mit Bescheid vom 15. Mai 2003 anerkannten
SchÃ¤digungsfolgen nicht vermutlich den Abschluss einer hÃ¶heren oder
gleichwertigen Schulausbildung (ReifeprÃ¼fung) erreicht habe. Die im Sommer
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2006 an der Beruflichen Schule B2 in der hauswirtschaftlichen, landwirtschaftlichen
und sozialpÃ¤dagogischen Fachrichtung tatsÃ¤chlich erreichte Fachhochschulreife
fÃ¼r das Studium an Fachhochschulen in Baden-WÃ¼rttemberg stelle keinen
solchen Bildungsgrad dar. Denn im Unterschied dazu beschrÃ¤nke dieses so
genannte â��Fachabiturâ�� mit dem Zeugnis der fachgebundenen Hochschulreife
den Hochschulzugang auf bestimmte, in der Regel eben fachgebundene
HochschulstudiengÃ¤nge. Ohnehin seien aus dem zurÃ¼ckgelegten Schul- und
Erwerbsleben, auf das auch der Beklagte zuletzt im Wesentlichen abgestellt habe,
allenfalls Anhaltspunkte fÃ¼r den RÃ¼ckschluss auf die Veranlagung und die
FÃ¤higkeiten der BeschÃ¤digten zu gewinnen. Entsprechendes gelte auch fÃ¼r das
Verhalten des sozialen Umfelds, welches allenfalls hilfsweise als Indiz dafÃ¼r
dienen kÃ¶nnen, ob eine angestrebte Ausbildung unter Beachtung des familiÃ¤ren
Lebenszuschnittes Ã¼berhaupt in Betracht zu ziehen gewesen sei.

Sei daher vorrangig auf die Veranlagung und die FÃ¤higkeiten der KlÃ¤gerin
abzustellen, so lasse sich zwar der im Februar 2007 ermittelte IQ von 122
anfÃ¼hren, der im oberen Bereich der Altersgruppe liege und lediglich 4% der
Gleichaltrigen gleich gute oder bessere Leistungen erbrÃ¤chten. Eine
Ã¼berdurchschnittliche Intelligenz sei der KlÃ¤gerin auch von S1 attestiert worden.
Auch wenn die einzelnen Erhebungen zu dem Testergebnis nicht mehr vorlÃ¤gen,
deute ein IQ in dieser HÃ¶he auf die MÃ¶glichkeit hin, die Allgemeine
Hochschulreife zu erlangen oder sogar eine Hochschulausbildung zu absolvieren.
Eine solche, gegenÃ¼ber den Mitmenschen hÃ¶here Begabung liefere indessen
noch nicht ausreichend Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass zu vermuten sei, die
Betreffenden erreichten auch einen entsprechenden Abschluss, sondern zeigten nur
das im Wege des Berufsschadensausgleich nicht zu entschÃ¤digende Potential des
GeschÃ¤digten. Im Ã�brigen fÃ¼hre eine Ã¼berdurchschnittliche Intelligenz allein
nicht zwangslÃ¤ufig zu entsprechend Ã¼berdurchschnittlichen Schul- oder
Hochschulleistungen. Dies zeige sich auch daran, dass die KlÃ¤gerin die Haus- und
Landwirtschaftsschule mit der Durchschnittsnote 3,0 und die Berufliche Schule B2
mit der Durchschnittsnote 3,5 abgeschlossen habe.

Der im September 2010 gegenÃ¼ber dem Beklagten mitgeteilte und angeblich
schon lÃ¤nger bestandene Wunsch, Jura oder SozialpÃ¤dagogik zu studieren zu
wollen, ohne dass er konstant vorhanden gewesen sei oder sich bereits verdichtet
habe, lasse keinen RÃ¼ckschluss auf FÃ¤higkeiten oder Neigungen der KlÃ¤gerin
mit Blick auf einen vermutlichen Schul- oder Hochschulabschluss zu. Die
SchÃ¤digungsfolgen hÃ¤tten bei ihr nÃ¤mlich zu keinerlei kognitiven
EinschrÃ¤nkungen gefÃ¼hrt, sodass sie aufgrund der anerkannten SchÃ¤digung
nicht gehindert gewesen sei, einen hÃ¶heren als die drei bereits erreichten
BerufsschulabschlÃ¼sse zu erreichen, wenn sie dies tatsÃ¤chlich gewollt habe. Vor
diesem Hintergrund sei auch die Ã�uÃ�erung der KlÃ¤gerin zu werten, dass sie das
Abitur gemacht hÃ¤tte, wenn ihr die Sachbearbeiterin bei der Antragstellung 2001
diese MÃ¶glichkeit aufgezeigt hÃ¤tte. Danach sei selbst aus Sicht der KlÃ¤gerin
gerade nicht die SchÃ¤digung kausal fÃ¼r den beruflichen Werdegang gewesen.
Dies werde eindrucksvoll dadurch unterstrichen, dass sie trotz der SchÃ¤digung
gesundheitlich in der Lage gewesen sei, drei mehrjÃ¤hrige Berufsausbildungen
erfolgreich durchzustehen und abzuschlieÃ�en.
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Insbesondere bestÃ¤tige der Entlassungsbericht des S6 Ã¼ber die stationÃ¤re
Rehabilitation 2010, dass bei der KlÃ¤gerin keine kognitiven EinschrÃ¤nkungen
bestÃ¼nden. Die von der KlÃ¤gerin im Antrag auf Berufsschadensausgleich
aufgezeigten UmstÃ¤nde hÃ¤tten sie indessen nicht daran gehindert, die
Allgemeine Hochschulreife mittels Fernunterricht zu erwerben. Dass dies bisher
nicht erfolgt sei, habe seine Ursache nicht in den SchÃ¤digungsfolgen, sondern sei
finanziellen UmstÃ¤nden geschuldet. Als ergÃ¤nzendes Indiz sei festzustellen, dass
auch die Eltern der KlÃ¤gerin Ã¼ber keine entsprechende Ausbildung verfÃ¼gten
und sie im hÃ¤uslichen Bereich nicht den notwendigen RÃ¼ckhalt fÃ¼r den Erwerb
einer hÃ¶heren Schul- oder Hochschulausbildung gehabt habe. Die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne ihr Begehren schlieÃ�lich nicht auf den sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch stÃ¼tzen. Es kÃ¶nne nur ein Handeln der Verwaltung
nachgeholt werden, nicht aber Handlungen, die persÃ¶nlich durch die Betroffenen
vorzunehmen seien, wie vorliegend einen bestimmten Schulabschluss zu
absolvieren.

Die KlÃ¤gerin habe ohne die SchÃ¤digungsfolgen daher vermutlich keine hÃ¶here
oder gleichwertige Schulausbildung abgeschlossen, weshalb das
Durchschnittseinkommen nach der Besoldungsgruppe A7 zu ermitteln gewesen sei.
Dass sie mit dem tatsÃ¤chlichen Erwerb der Fachhochschulreife einen gehobenen
Bildungsabschluss erreicht habe, der zwischen einer Mittelschul- oder
gleichwertigen Schulausbildung und einer hÃ¶heren oder gleichwertigen
Schulausbildung im Sinne des Â§ 7 Abs. 1 Satz 3 BSchAV liege, der vermutliche
Abschluss also hinter dem tatsÃ¤chlichen zurÃ¼ckbleibe, liege an dem
generalisierten und pauschalierten Berufsschadensausgleich bei einer vor Abschluss
der Schuldausbildung oder vor Beginn der Berufsausbildung erlittenen
SchÃ¤digung. In einer solchen Konstellation bestimme sich das
Durchschnittseinkommen ausgehend von drei verschiedenen Schul- und
HochschulausbildungsabschlÃ¼ssen. Verfassungsrechtlich sei dies nicht zu
beanstanden, da die Vorschriften des BVG und der
Berufsschadensausgleichverordnung (BSchAV) Ã¼ber den Berufsschadensausgleich
einen Bereich der gewÃ¤hrenden StaatstÃ¤tigkeit regelten und der Gesetzgeber im
Rahmen der ihm in diesem Bereich zustehenden besonders weitgehenden
Gestaltungsfreiheit in weitem Umfang zum Erlass typisierender und
generalisierender Regelungen berechtigt sei.

Die zum Bundessozialgericht (BSG) erhobene Nichtzulassungsbeschwerde (B 9 V
69/15 B) wurde als unzulÃ¤ssig verworfen (Beschluss vom 25. Februar 2016).

Mit Bescheid vom 24. Juni 2016 nahm das LRA den (Erstanerkennungs-)Bescheid
teilweise nach Â§ 44 Sozialgesetzbuch zehntes Buch (SGB X) zurÃ¼ck und stellte
fest, dass die KlÃ¤gerin in den Jahren 1985 bis 1993 sowie 1990/1991 und
1994/1995 Opfer eines vorsÃ¤tzlich rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs geworden ist.
Eine strafbare KindervernachlÃ¤ssigung habe nicht vorgelegen und kÃ¶nne deshalb
nicht berÃ¼cksichtigt werden. Den Widerspruch wies das RegierungsprÃ¤sidium S7
â�� Landesversorgungsamt â�� mit Widerspruchsbescheid vom 12. Oktober 2017
zurÃ¼ck. Dem Antrag nach Â§ 44 SGB X habe nur insoweit entsprochen werden
kÃ¶nnen, als der Missbrauch durch die Mutter der KlÃ¤gerin auch in der Zeit vor
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dem 1.1.1990 rÃ¼ckwirkend zum 1. November 2011 anerkannt werden kÃ¶nne.
Eine ErhÃ¶hung des GdS nach Â§ 1 OEG ergebe sich hieraus nicht. FÃ¼r die HÃ¶he
des GdS sei es unerheblich, ob eine VernachlÃ¤ssigung im strafbaren Sinne
nachzuweisen sei.

Mit Bescheid vom 27. Juni 2016 lehnte das LRA die GewÃ¤hrung von
Berufsschadensausgleich im Zusammenhang mit dem Beginn eines Fernstudiums
ab. Den Widerspruch wies das RegierungsprÃ¤sidium S7 â��
Landesversorgungsamt â�� mit Widerspruchsbescheid vom 13. Oktober 2017
zurÃ¼ck. Es werde daran festgehalten, dass mit dem Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012
bindend Ã¼ber die Einstufung des Berufsschadensausgleichs entschieden worden
sei und das BVG bei der Aufnahme eines Studiums zu einem spÃ¤teren Zeitraum
keine weitergehenden Regelungen vorsehe. Im Ã�brigen habe die KlÃ¤gerin ihr
Studium erst jetzt begonnen und damit entgegen der WiderspruchsbegrÃ¼ndung
tatsÃ¤chlich noch keinen Hochschulabschluss erreicht.

Den Ã�berprÃ¼fungsantrag zum Bescheid vom 15. MÃ¤rz 2003 lehnte das LRA mit
Bescheid vom 28. Juni 2016 ab. Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid
vom 16. Oktober 2017 zurÃ¼ckgewiesen. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine
Anwendung von Â§ 60 Abs. 1 Satz 3 BVG lÃ¤gen nicht vor. Die VerjÃ¤hrung von
AnsprÃ¼chen MinderjÃ¤hriger sei auch nach Eintritt der vollen
GeschÃ¤ftsfÃ¤higkeit mit 18 Jahren nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres
gehemmt. Die KlÃ¤gerin habe ihren Versorgungsantrag aber erst am 1. Oktober
2001 gestellt, also rund ein Jahr und fÃ¼nf Monate nach der Vollendung des 21.
Lebensjahres, obwohl sie 1996 nach dem letzten schÃ¤digenden Ereignis 1995
siebzehn Jahre alt und damit sozialrechtlich handlungsfÃ¤hig im Sinne des Â§Â 36
SGB I gewesen sei. AuÃ�erdem habe die KlÃ¤gerin im Antrag vom 15. Dezember
2015 angegeben, wegen fehlender Informationen Ã¼ber die MÃ¶glichkeit einer
Antragstellung an einer rechtzeitigen Beantragung gehindert gewesen sei. Dies
genÃ¼ge fÃ¼r eine unverschuldete Verhinderung nicht.

Ebenso lehnte das LRA den Ã�berprÃ¼fungsantrag hinsichtlich des Bescheides vom
8. MÃ¤rz 2012 mit Bescheid vom 29. Juni 2016 ab, der Widerspruch blieb erfolglos
(Widerspruchsbescheid vom 17. Oktober 2017). Es sei an dem Bescheid vom 8.
MÃ¤rz 2012 festzuhalten, wonach der GdS wegen besonderer beruflicher
Betroffenheit erst ab dem 1. Juni 2011 um 10 zu erhÃ¶hen gewesen sei. Es seien bis
28. Februar 2011 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bewilligt worden. Ein
Arbeitsversuch im Februar 2011 sei fehlgeschlagen, worauf dann die medizinische
Behandlung in M1 erfolgt sei, die am 1. Juni 2011 endete. Erst danach habe
festgestanden, dass weitere MaÃ�nahmen nicht mehr zumutbar und
erfolgversprechend gewesen seien (Â§ 29 BVG).

Mit Bescheid vom 30. Juni 2016 lehnte das LRA die GewÃ¤hrung einer Pflegezulage
nach Â§ 35 BVG ab, der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 18.
Oktober 2017 zurÃ¼ckgewiesen. Dem Antrag auf GewÃ¤hrung einer Pflegezulage
nach Â§ 35 BVG habe nicht entsprochen werden kÃ¶nnen. Die Ã�berprÃ¼fung habe
ergeben, dass der Bescheid keinen Anlass zu Beanstandungen biete.
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Die nachfolgenden Verfahren beim SG (S 8 VG 2743/17, S 8 VG 2788/17, S 8 VG
2782/17 und S 8 VG 2786/17) wurden am 21. November 2018 vergleichsweise
beendet.

Mit AusfÃ¼hrungsbescheid vom 1. Februar 2019 stellte das LRA fest, dass als
SchÃ¤digungsfolgen eine chronische posttraumatische BelastungsstÃ¶rung,
depressive VerstimmungszustÃ¤nde bei erheblichen sozialen Problemen und eine
BorderlinpersÃ¶nlichkeit anerkennt blieben. Der dadurch bedingte GdS gemÃ¤Ã� Â§
30 Abs. 1 und 2 BVG betrage 70 ab dem 1. MÃ¤rz 2011. Die Voraussetzungen fÃ¼r
die GewÃ¤hrung der Ausgleichsrente nach Â§ 32 BVG sowie der GewÃ¤hrung eines
BSA nach Â§ 30 Abs. 3 BVG lÃ¤gen ab dem 1. MÃ¤rz 2011 vor. Ermittelt wurde ein
Auszahlungsbetrag von insgesamt 4.113,00 â�¬ zuzÃ¼glich Zinsen.

Mit Bescheid vom 25. Oktober 2018 wurden die Versorgungsleistungen â��
automatisiert â�� zum 1.Â Juli 2018 aufgrund der 24. KOV-Anpassungsverordnung
auf 2.126,00 â�¬ angepasst. Den hiergegen von der KlÃ¤gerin erhobenen
Widerspruch wies das RegierungsprÃ¤sidium S7 â�� Landesversorgungsamt â��
mit Widerspruchsbescheid vom 21. September 2019 zurÃ¼ck. Mit dem Bescheid sei
nur eine Anpassung der Leistungen erfolgt, dabei sei die mehrfach rechtskrÃ¤ftig
festgestellte Besoldungsgruppe A7 DA 8 mit Stellenzulage zu Grunde gelegt und die
geÃ¤nderten EinkommensverhÃ¤ltnisse fÃ¼r die Berechnung der
einkommensabhÃ¤ngigen Leistungen seien berÃ¼cksichtigt worden. Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Verzinsung seien nicht gegeben.

Am 26. MÃ¤rz 2020 beantragte die KlÃ¤gerin aufgrund des inzwischen
abgeschlossenen Studiums die Eingruppierung des Berufsschadensausgleichs in das
Vergleichseinkommen eines BeschÃ¤ftigten mit Hochschulabschluss. Wie vor dem
LSG festgestellt, sei der tatsÃ¤chliche Bildungsstand maÃ�gebend. Dieser sei
aufgrund des inzwischen abgeschlossenen Fernstudiums, auch wenn ihr eine
realistische ArbeitstÃ¤tigkeit weiterhin unmÃ¶glich sei, nun der eines
BeschÃ¤ftigten mit Hochschulabschluss. Da das Studium weiterhin erforderlich
gewesen sei, um ihre tatsÃ¤chlichen geistigen FÃ¤higkeiten nachzuweisen,
beantrage sie die Ã�bernahme der Studienkosten. Zudem beantrage sie die
rÃ¼ckwirkende Einstufung in die Eingruppierung eines BeschÃ¤ftigten mit
Hochschulabschluss seit MÃ¤rz 2016, also seit dem Studienbeginn, da bereits hier
festgestanden habe, dass ihre geistigen FÃ¤higkeiten ihr einen Hochschulabschluss
ermÃ¶glichten. Zur Akte gelangte das Abschlusszeugnis der D3 Hochschule â��
Private Fachhochschule N1 â�� fÃ¼r die bestandene Bachelor-PrÃ¼fung im
Bachelor-Studiengang â��Soziale Arbeitâ�� vom 21. MÃ¤rz 2020 (Gesamtnote 1,7).

Im Klageverfahren beim SG (S 8 VG 2123/19) schlossen die Beteiligten am 12.
August 2020 einen Vergleich dahingehend, dass der Widerspruch vom 3. Dezember
2018 als Ã�berprÃ¼fungsantrag im Sinne des Â§ 44 SGB X bezÃ¼glich des
Bescheides vom 8. MÃ¤rz 2012 gewertet werde.

Mit Bescheid vom 31. MÃ¤rz 2021 lehnte das LRA die RÃ¼cknahme des Bescheides
vom 8. MÃ¤rz 2012 nach Â§ 44 SGB X ab. Mit dem Widerspruch vom 3. Dezember
2018 werde Berufsschadensausgleich auf der Grundlage eines hÃ¶heren
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Vergleichseinkommens wegen der Eingruppierung nach der spÃ¤ter erreichten
Fachhochschulreife begehrt. Die Eingruppierung sei bereits Gegenstand zahlreicher
sozialgerichtlicher Verfahren gewesen. Ohne die anerkannten SchÃ¤digungsfolgen
wÃ¤re der Abschluss einer hÃ¶heren Schulausbildung (ReifeprÃ¼fung) prognostisch
nicht erreicht worden. Es seien keine Ã¼berdurchschnittlichen Schulleistungen
erbracht worden, obwohl die SchÃ¤digungsfolgen zu keinerlei kognitiven
EinschrÃ¤nkungen gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Zudem hÃ¤tten auch die Eltern der KlÃ¤gerin
keine vergleichbare Schulbildung besessen, weshalb das Durchschnittseinkommen
nach der Besoldungsgruppe A7 zu ermitteln gewesen sei. Im Ã�brigen ergebe sich
auch in vergleichbaren FÃ¤llen (Verweis auf BSG, Urteil vom 29. Juli 1998 â�� B 9 V
14/974 R) sinngemÃ¤Ã�, dass bei einer erstmaligen Entscheidung Ã¼ber den
Berufsschadensausgleich die zu diesem Zeitpunkt erreichte berufliche Stellung zu
berÃ¼cksichtigen sei. Da die KlÃ¤gerin schon einige Jahre einen
Berufsschadensausgleich beziehe, kÃ¶nne die spÃ¤ter erreichte Fachhochschulreife
bei der Feststellung des Vergleichseinkommens zum Berufsschadensausgleich keine
BerÃ¼cksichtigung mehr finden. Da das Versorgungsamt bereits lange vor der
Fachhochschulreife seine Prognose zum Schulabschluss getroffen habe, kÃ¶nne die
damalig getroffene Entscheidung nicht mehr nachtrÃ¤glich durch Elemente aus
dem tatsÃ¤chlichen beruflichen Werdegang korrigiert werden, die im
Entscheidungszeitpunkt Ã¼ber die erstmalige Entscheidung gar nicht erkennbar
gewesen seien. MaÃ�gebend sei der Erkenntnisstand zum Zeitpunkt der
erstmaligen Entscheidung. Somit kÃ¶nne zum damaligen Zeitpunkt der
Entscheidung auch nicht vor einer Rechtswidrigkeit des Bescheides vom 8.Â MÃ¤rz
2012 ausgegangen werden.

Gegen den Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch. Es werde nicht die generelle
Entscheidung Ã¼ber den Berufsschadensausgleich angegriffen, sondern die
Feststellung des Vergleichseinkommens. Â§ 7 Abs. 1 BSchAV a. F. sei zum 30. Juni
2011 aufgehoben worden, in der Neufassung werde nicht mehr hilfsweise auch auf
die berufliche und soziale Stellung der Eltern abgestellt, sondern es seien nur noch
die sonstigen LebensumstÃ¤nde zur Prognoseentscheidung heranzuziehen.

Sie habe fortwÃ¤hrend hÃ¶here SchulabschlÃ¼sse angepeilt und auch erreicht. So
habe sie die Fachhochschulreife erlangt und einen Bachelor abgeschlossen. Als
Vergleichseinkommen mÃ¼sse daher heute ein Grundgehalt der Stufe 8 der
Besoldungsgruppe A 11 als Grundlage angenommen werden. Die Tatsache, dass sie
den Fachschulabschluss erreicht habe, zeige, dass die Grundlage und Entscheidung
zum damaligen Zeitpunkt falsch gewesen sein mÃ¼sse. Es zeige sich, dass sie
schon immer die Veranlagung und die FÃ¤higkeiten fÃ¼r eine gute
Hochschulausbildung hatte und habe.

Den Widerspruch wies das RegierungsprÃ¤sidium S7 â�� Landesversorgungsamt
â�� mit Widerspruchsbescheid vom 17. Dezember 2021 zurÃ¼ck. Eine
Rechtswidrigkeit des Ã¼berprÃ¼ften Bescheides bestehe nicht. MaÃ�geblich fÃ¼r
die Einstufung des Berufsschadensausgleichs sei der Erkenntnisstand im Zeitpunkt
der erstmaligen Entscheidung, also am 8. MÃ¤rz 2012. Der spÃ¤ter erreichte
Fachhochschulabschluss kÃ¶nne keine BerÃ¼cksichtigung mehr finden.

                            12 / 20

https://dejure.org/gesetze/BSchAV/7.html


 

Den Antrag auf Neufeststellung des Berufsschadensausgleichs lehnte das LRA mit
Bescheid vom 1. April 2021 ab, der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid
vom 20. Dezember 2021 zurÃ¼ckgewiesen.

Am 21. Januar 2022 hat die KlÃ¤gerin erneut Klage beim SG erhoben sowie eine
weitere gegen den Widerspruchsbescheid vom 20. Dezember 2021 (S 8 VG 128/22).
Der Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 sei rechtswidrig, da sich die damalige Prognose
â�� schon vom damaligen Zeitpunkt aus â�� als falsch erweise. Die BSchAV sei zum
30. Juni 2011 aufgehoben und neu geregelt worden, in der Neufassung werde nicht
mehr hilfsweise auf die berufliche und soziale Stellung der Eltern oder Familie
abgestellt. Die Tatsache, dass es ihr nun tatsÃ¤chlich gelungen sei, einen
Fachhochschulabschluss zu erreichen, zeige, dass die Grundlage und EinschÃ¤tzung
zum Zeitpunkt der Entscheidung falsch gewesen sein mÃ¼sse. Zum Zeitpunkt der
Prognoseentscheidung am 8. MÃ¤rz 2012 sei eine rÃ¼ckwirkende Prognose
getÃ¤tigt worden. Die ersten SchÃ¤digungshandlungen und damit einhergehenden
SchÃ¤digungsfolgen seien bereits im Jahr 1995 und damit mehr als 25 Jahre vor der
Prognoseentscheidung getÃ¤tigt worden. Der Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 gehe
fehlerhaft von einer Mittelschulausbildung aus, tatsÃ¤chlich habe vom Erreichen
einer Hochschulausbildung ausgegangen werden mÃ¼ssen.

Der Beklagte ist der Klage entgegengetreten und hat darauf hingewiesen, dass die
damalige Prognoseentscheidung hinsichtlich des HÃ¤tteberufs nicht nachtrÃ¤glich
durch einen im weiteren Leben erreichten hÃ¶heren Schulabschluss revidiert
werden kÃ¶nne. Eine Prognoseentscheidung erfolge schon vom Wortlaut her fÃ¼r
die Zukunft mit allen damit verbundenen UnwÃ¤gbarkeiten. Der spÃ¤ter erreichte
Bachelor im Studiengang â��Soziale Arbeitâ�� sei kein Nachweis, dass die frÃ¼here
Entscheidung zum damaligen Zeitpunkt falsch gewesen sei. Da die KlÃ¤gerin
bereits seit mehreren Jahren einen Berufsschadensausgleich beziehe, kÃ¶nne der
jetzt erreichte Studienerfolg keine BerÃ¼cksichtigung finden.

Mit Urteil aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung vom 24. Mai 2023 hat das SG die
Klage abgewiesen. Der Beklagte habe bei dem Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 weder
das Recht unrichtig angewandt, noch sei er von einem unrichtigen Sachverhalt
ausgegangen. Die Entscheidung des Beklagten, anzunehmen, dass die KlÃ¤gerin
ohne die SchÃ¤digung vermutlich einen Mittelschulabschluss gemacht habe, sei
nicht zu beanstanden, wie sich aus der vorangegangenen Entscheidung des
Landessozialgerichts (LSG) ergebe. Dass der vermutliche Abschluss hinter dem
tatsÃ¤chlich erreichten zurÃ¼ckbleibe, liege an dem generalisierten und
pauschalierten Berufsschadensausgleich bei einer vor Abschluss der Schulbildung
erlittenen SchÃ¤digung. Dementsprechend kÃ¶nne bei einer spÃ¤teren
Entscheidung Ã¼ber den Berufsschadensausgleich zwar auch der berufliche
Werdegang des BeschÃ¤digten Anhaltspunkte fÃ¼r die Veranlagung und
FÃ¤higkeiten bieten, mehr aber auch nicht. Es verbiete sich bei einer spÃ¤ten
Entscheidung am Ende des Berufslebens einfach auf den tatsÃ¤chlich
zurÃ¼ckgelegten Berufsweg Bezug zu nehmen. Einem solchem Vorgehen stehe
nicht nur die eindeutige Verweisung des Â§ 2 Abs. 1 Satz 2 BSchAV entgegen,
sondern auch, dass es sich bei Â§ 7 BSchAV um eine abweichende Sondervorschrift
handele, die, wenn ihre Anwendbarkeit feststehe, als abschlieÃ�ende Regelung
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auch allein maÃ�geblich bleibe.

Am 3. Juli 2023 hat die KlÃ¤gerin erneut Berufung beim Senat eingelegt und auf die
BegrÃ¼ndung im Klageverfahren Bezug genommen. Die BegrÃ¼ndung der
Entscheidung des SG kÃ¶nne nicht nachvollzogen werden. Der
Ã�berprÃ¼fungsantrag betreffe den Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012, in dem das
Recht unrichtig angewandt bzw. von einem unrichtigen Sachverhalt ausgegangen
worden sei. Der Beklagte habe damals eine andere Prognoseentscheidung treffen
mÃ¼ssen, da eindeutige Anhaltspunkte bestÃ¼nden, dass die Einstufung in eine
hÃ¶here Vergleichsgruppe habe erfolgen mÃ¼ssen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, sachdienlich gefasst,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 24. Mai 2023 und den Bescheid vom
31.Â MÃ¤rz 2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17. Dezember
2021 aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, ihr unter teilweiser
RÃ¼cknahme des Bescheides vom 8. MÃ¤rz 2012 Berufsschadensausgleich nach Â§
7 Abs. 1 i.Â V.Â m. Â§ 4 Abs. 1 Berufsschadensausgleichsverordnung (BSchAV) alter
Fassung ab Antragstellung auf Grundlage eines hÃ¶heren Vergleichseinkommens
mindestens in HÃ¶he eines Grundgehalts eines BeschÃ¤digten mit
Fachhochschulabschluss der Stufe 8 der Besoldungsgruppe A 11 nach Anlage IV
zum Bundesbesoldungsgesetz zu gewÃ¤hren,
hilfsweise, den Beklagte zu verpflichten, ihr unter AbÃ¤nderung des Bescheides
vom 8.Â MÃ¤rz 2012 Berufsschadensausgleich ab Antragstellung in HÃ¶he der Stufe
8 der Besoldungsgruppe A 9 gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 i.Â V.Â m. Â§ 4 Abs. 1
BSchAV zu gewÃ¤hren
sowie den nachzuzahlenden Betrag zu verzinsen.

Der Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die angefochtene Entscheidung.

Der Senat hat die Beteiligten auf die MÃ¶glichkeit einer Entscheidung durch
Beschluss hingewiesen. Hierzu hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt, einer Entscheidung
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung zuzustimmen.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakte, auch des Vorverfahrens, Bezug genommen.

II.

Der Senat entscheidet gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch
Beschluss, da er die Berufung einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine
mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt.

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist
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statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG) und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist das Urteil des SG vom 24. Mai 2023,
mit dem die kombinierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage (Â§ 54
Abs. 1 und 4 SGG) auf GewÃ¤hrung eines hÃ¶heren Berufsschadensausgleichs
unter Aufhebung des Bescheides vom 31. MÃ¤rz 2021 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides (Â§ 95 SGG) vom 17. Dezember 2021 sowie unter
teilweiser RÃ¼cknahme des Bescheides vom 8. MÃ¤rz 2012 abgewiesen worden ist.
MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung des Antrags nach Â§ 44 SGB X ist die
damalige Sach- und Rechtslage aus heutiger Sicht (â��gelÃ¤uterte
Rechtsauffassungâ�� vgl. Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 30. Januar 2020
â�� B 2 U 2/18 R â��, juris, Rz. 16). Mit dem Ã�berprÃ¼fungsbescheid hat der
Beklagte den Bescheid vom 8. MÃ¤rz 2012 hinsichtlich der Berechnung des
Berufsschadensausgleichs Ã¼berprÃ¼ft. Bei dem Berufsschadensausgleich handelt
es sich um einen abtrennbaren Streitgegenstand (vgl. Senatsurteil vom 24. Januar
2017 â�� L 6 VH 789/15 â��, juris, Rz. 67), der unabhÃ¤ngig von anderen
RegelungsgegenstÃ¤nden des Bescheides Ã¼berprÃ¼ft werden kann. Eine
weitergehende Ã�berprÃ¼fung des Bescheides hat die KlÃ¤gerin weder
beansprucht, noch der Beklagte vorgenommen.
Die UnbegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Der
Bescheid vom 31. MÃ¤rz 2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 17.
Dezember 2021 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten
(Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Sie kann die RÃ¼cknahme des Bescheides vom 8. MÃ¤rz
2012 und die GewÃ¤hrung eines hÃ¶heren Berufsschadensausgleich nach einem
hÃ¶heren Vergleichseinkommen nicht beanspruchen, da auch dieser Bescheid zur
Ã�berzeugung des Senats rechtmÃ¤Ã�ig ist. Das SG hat die Klage daher zu Recht
abgewiesen, sodass der Senat auf die Entscheidung des SG nach eigener PrÃ¼fung
Bezug nimmt und insoweit von einer Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde
absieht (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Rechtsgrundlage des Bescheides ist Â§Â 44 SGB X. Danach ist ein Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind.

Diese Voraussetzungen sind nicht erfÃ¼llt, da die Berechnung des
Berufsschadensausgleichs und damit dessen HÃ¶he nicht zu beanstanden ist.
Rechtsgrundlage fÃ¼r den Berufsschadensausgleich ist vorliegend Â§ 1 OEG
i.Â V.Â m. Â§ 30 Abs. 3 BVG in der bis 30. Juni 2011 geltenden Fassung (a.Â F.).
Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin gelten die Neuregelungen zum 1. Juli 2011
insgesamt nur fÃ¼r FÃ¤lle, in denen erstmalig nach dem 30. Juni 2011 ein
Berufsschadensausgleich beantragt worden ist (vgl. Dau in: Knickrehm, Gesamtes
Soziales EntschÃ¤digungsrecht, Â§ 30 Rz.Â 49), was bei ihr aufgrund des am 19.
Oktober 2001 gestellten Antrags nicht der Fall ist.

Nach Â§ 30 Abs. 3 BVG (a. F.) erhalten rentenberechtigende BeschÃ¤digte, deren
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Einkommen aus gegenwÃ¤rtiger oder frÃ¼herer TÃ¤tigkeit durch die
SchÃ¤digungsfolgen gemindert ist, nach Anwendung des Absatzes 2 einen
Berufsschadensausgleich in HÃ¶he von 42,5 v.Â H. des auf volle Deutsche Mark â��
gemÃ¤Ã� Â§Â 66a Abs. 1 und 2 BVG in der Fassung von Art. 55 des Gesetzes zur
EinfÃ¼hrung des Euro im Sozial- und Arbeitsrecht sowie zur Ã�nderung anderer
Vorschriften vom 21.Â Dezember 2000 (BGBl. I S. 1983) nunmehr Euro â�� nach
oben abgerundeten Einkommensverlust oder, falls dies gÃ¼nstige ist,
Berufsschadensausgleich nach Abs. 6.

Die Wendung â��nach Anwendung des Absatzes 2â�� kennzeichnet das
Nebeneinander der gemÃ¤Ã� Â§Â 30 Abs. 2 BVG wegen besonderer beruflicher
Betroffenheit erhÃ¶hten Grundrente und des nach Â§ 30 Abs. 3 BVG zu
gewÃ¤hrenden Berufsschadensausgleiches (vgl.Â hierzu und zum Folgenden BSG,
Urteil vom 28. April 2005 â�� B 9a/9 VJ 1/04 R â��, juris, Rz.Â 20). Beide Formen der
EntschÃ¤digung besonderer beruflicher Folgen stehen in einem inneren
Zusammenhang. Durch die Anwendung des Â§ 30 Abs. 2 BVG kÃ¶nnen berufliche
SchÃ¤den ausgeglichen werden, die vom Berufsschadensausgleich nicht erfasst
werden; der â��besonderen beruflichen Betroffenheitâ�� kommt vor diesem
Hintergrund die Bedeutung einer HÃ¤rtevorschrift zu (vgl. BSG, Urteil vom 18.
Oktober 1995 â�� 9 RV 18/94 â��, SozR 3-3100 Â§ 30 Nr. 14, S. 26, 29), nach der
â�� allerdings auch nur ausnahmsweise â�� individuelle berufliche Belastungen zur
ErhÃ¶hung der festgestellten Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit fÃ¼hren kÃ¶nnen.
Der Berufsschadensausgleich ist auch dann zu zahlen, wenn â�� anders als im Falle
der KlÃ¤gerin â�� die Voraussetzungen nach Â§ 30 Abs. 2 BVG nicht erfÃ¼llt
werden (vgl. BSG, Urteil vom 31. MÃ¤rz 1969 â�� 9 RV 730/67 â��, BSGE 29, 208
[211 ff.]); ebenso kann â�� wie hier â�� ein allerdings modifizierter
Berufsschadensausgleich neben der GrundrentenerhÃ¶hung wegen besonderer
beruflicher Betroffenheit stehen.

Die Berechnung des Berufsschadensausgleiches in HÃ¶he von 42,5 v. H. des
Einkommensverlustes folgt vorliegend den Regelungen in Â§ 30 Abs. 4 BVG. Die
gesetzliche Alternative, einen Berufsschadensausgleich nach Â§ 30 Abs. 6 BVG zu
gewÃ¤hren, kommt nach dem Wortlaut nur in Betracht, â��falls dies gÃ¼nstiger
istâ��; der einschlÃ¤gige â��Nettovergleichâ�� ist indessen im Falle der KlÃ¤gerin
nicht gÃ¼nstiger.

Einkommensverlust ist gemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs. 4 Satz 1 BVG der Unterschiedsbetrag
zwischen dem derzeitigen Bruttoeinkommen aus gegenwÃ¤rtiger oder frÃ¼herer
TÃ¤tigkeit zuzÃ¼glich der Ausgleichsrente (derzeitiges Einkommen) und dem
hÃ¶heren Vergleichseinkommen. Letzteres errechnet sich gemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs. 5
Satz 1 BVG nach dessen SÃ¤tzen 2 bis 6 aus dem monatlichen
Durchschnittseinkommen der Berufs- oder Wirtschaftsgruppe, der der BeschÃ¤digte
ohne die SchÃ¤digung nach seinen LebensverhÃ¤ltnissen, Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten und dem bisher betÃ¤tigten Arbeits- und Ausbildungswillen
wahrscheinlich angehÃ¶rt hÃ¤tte. Durch die Bezugnahme auf ein
â��Durchschnittseinkommen der Berufs- oder Wirtschaftsgruppeâ�� kommt bereits
deutlich eine gesetzliche Vorgabe zur Pauschalierung bei der Feststellung des
Vergleichseinkommens zum Ausdruck (vgl. BSG, Urteil vom 28. April 2005 â�� B 
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9a/9 VJ 1/04 R â��, juris, Rz. 23).

Â§ 30 Abs. 14 Buchst. a BVG ermÃ¤chtigt die Bundesregierung, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, welche
Vergleichsgrundlage und in welcher Weise sie zur Ermittlung des
Einkommensverlustes heranzuziehen ist. Die auf dieser ErmÃ¤chtigungsgrundlage
erlassene BSchAV in der Fassung der Ersten Verordnung zur Ã�nderung der BSchAV
vom 16. Januar 1991 (BGBl I S. 136) verweist in ihrem Â§ 2 Abs. 1 Satz 2 fÃ¼r die
Ermittlung des Durchschnittseinkommens auf Â§ 7 BSchAV, wenn die SchÃ¤digung
vor Abschluss der Schulausbildung oder vor Beginn der Berufsausbildung
eingetreten ist. Im Falle der KlÃ¤gerin ist die SchÃ¤digung durch die anerkannten
Angriffshandlungen in den Jahren 1990/91 und 1994/95 bereits vor Abschluss der
Schulausbildung eingetreten, selbst wenn auf den Abschluss der Haus- und
Landwirtschaftsschule M1 mit Erreichen des Realschulabschlusses im Jahre 1996
abgestellt wird und nicht auf den Erwerb der Fachhochschulreife fÃ¼r das Studium
an Fachhochschulen in Baden-WÃ¼rttemberg an der Beruflichen Schule in B2 im
Jahre 2006 abgestellt wird. Dass der Beklagte mit Bescheid vom 24. Juni 2016 eine
SchÃ¤digung durch die Mutter auch vor dem 1.Â Januar 1990 und damit insgesamt
einen Zeitraum von 1985 bis 1993 anerkannt hat, fÃ¼hrt deshalb zu keiner anderen
Beurteilung, da die SchÃ¤digung damit immer noch vor Abschluss der
Schulausbildung eingetreten ist.
Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 BSchAV in der Fassung der Ersten Verordnung zur
Ã�nderung der Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 30 Abs. 3 bis 5 BVG vom 29.
Juni 1984 (BGBl I S. 858) ist das Durchschnittseinkommen nach den
Besoldungsgruppen des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) zu ermitteln, wenn
BeschÃ¤digte infolge einer vor Abschluss der Schulausbildung erlittenen
SchÃ¤digung in ihrem beruflichen Werdegang behindert sind. Hierbei handelt es
sich um eine von den allgemeinen Einstufungsregeln abweichende Sondervorschrift,
die, wenn wie vorliegend ihre Anwendbarkeit feststeht, als abschlieÃ�ende
Regelung allein maÃ�geblich bleibt (vgl. BSG, Urteil vom 29.Â Juli 1998 â�� B 9 V
14/97 R â��, SozR 3-3642 Â§ 7 Nr. 1, S. 3). Die Eingruppierung ist gemÃ¤Ã� Â§ 7
Abs. 1 Satz 2 BSchAV nach ihrer Veranlagung und ihren FÃ¤higkeiten, hilfsweise
auch unter BerÃ¼cksichtigung der beruflichen und sozialen Stellung ihrer Eltern
und sonstiger LebensverhÃ¤ltnisse der BeschÃ¤digten, vorzunehmen.
Durchschnittseinkommen ist nach Â§ 7 Abs.Â 1 SatzÂ 3 BSchAV zumindest das
Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe A 5, vom vollendeten 45.Â Lebensjahr an A
6 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) zuzÃ¼glich des Ortszuschlages nach
Stufe 2 (Anlage V), bei vermutlichem Abschluss einer Mittelschul- oder
gleichwertigen Schulausbildung das in Â§ 4 Abs. 1 fÃ¼r Beamtinnen und Beamte
des mittleren Dienstes bestimmte Durchschnittseinkommen, bei einer hÃ¶heren
oder gleichwertigen Schulausbildung (ReifeprÃ¼fung) das in Â§ 4 Abs. 1 fÃ¼r
Beamtinnen und Beamte des gehobenen Dienstes bestimmte
Durchschnittseinkommen und Hochschulausbildung (Â§Â 3 Abs. 5 Satz 2) das in Â§
4 Abs. 1 fÃ¼r Beamtinnen und Beamte des hÃ¶heren Dienstes bestimmte
Durchschnittseinkommen. Der Berufsschadensausgleich ist gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1
Satz 4 BSchAV frÃ¼hestens nach dem vermutlichen Abschluss der beruflichen
Ausbildung zu gewÃ¤hren.
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Zwar trifft es zu, dass die BSchAV zum 1. Juli 2011 neu gefasst worden ist und die
Regelungen zu SchÃ¤digungen vor dem Abschluss der Berufsausbildung nunmehr in
Â§ 5 BSchAV abweichend geregelt sind. Hierauf kommt es vorliegend jedoch
deshalb nicht an, weil die KlÃ¤gerin den Antrag vor dem 30. Juni 2011 gestellt hat
und deshalb die bis dahin geltende Rechtslage anwendbar bleibt (vgl. oben). Es
kann deshalb auch dahinstehen, dass Â§ 5 Satz 1 Nr. 3 BSchAV in der aktuellen
Fassung eine andere Differenzierung vornimmt, sodass die
Durchschnittseinkommen nach Â§ 3 Abs. 1 BSchAV aktueller Fassung nach anderen
Besoldungsgruppen zu ermitteln sind, insbesondere auch ein
Fachhochschulabschluss nunmehr ausdrÃ¼cklich genannt und gesondert bewertet
wird.

Dementsprechend bestimmt die Ã�bergangsvorschrift des Â§ 87 Abs. 1 Satz 1 BVG
(vgl. zu deren VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit ausfÃ¼hrlich: LSG Niedersachsen-Bremen,
Urteil vom 29.Â August 2018 â�� L 10 VE 4/16 â��, juris, Rz. 33 ff.; Hansen, jurisPR-
SozR 24/2018 Anm. 4), dass wenn der Berufsschadensausgleich vor dem 1. Juli
2011 beantragt worden ist, zum 30.Â Juni 2011 der Betrag des jeweiligen
Vergleichseinkommens festgestellt und dann jÃ¤hrlich mit dem in Â§ 56 Abs. 1 Satz
1 bestimmten Vomhundertsatz angepasst wird. Die GesetzesbegrÃ¼ndung weist zu
der Ã�bergangsvorschrift darauf hin, dass mit der Regelung das maÃ�gebliche
Vergleichseinkommen betragsmÃ¤Ã�ig festgestellt und dann zukÃ¼nftig jÃ¤hrlich
mit dem gleichen Vomhundertsatz wie die Rentenleistungen nach dem BVG â�� und
damit mit demselben Anpassungssatz wie die Renten aus der gesetzlichen
Rentenversicherung â�� angepasst werden (vgl. BT-Drs. 17/5311, S. 23). Dass die
Anpassungen nach der Ã�bergangsvorschrift somit nicht mehr an der Entwicklung
der Vergleichseinkommen teilnehmen, sondern nach dem im BVG Ã¼berwiegend
geltenden Mechanismus angepasst werden (vgl. Dau in: Knickrehm, Gesamtes
Soziales EntschÃ¤digungsrecht, Â§ 87 Rz. 1), unterstreicht gleichzeitig, dass es
fÃ¼r die Feststellung des Vergleichseinkommens auf den Stichtag (30. Juni 2011)
ankommt und nachtrÃ¤gliche Ã�nderungen nicht zu berÃ¼cksichtigen sind.

Der Beklagte hat daher zu Recht das Vergleichseinkommen nach der
Besoldungsgruppe A 7 zum 30. Juni 2011 festgestellt und dieses â�� erstmals zum
1. Juli 2011 â�� nach dem damaligen ErhÃ¶hungssatz von 0,99 % angepasst.

Die â�� nachtrÃ¤gliche â�� Prognose des Beklagten, dass die KlÃ¤gerin vermutlich
nicht den Abschluss einer hÃ¶heren oder gleichwertigen Schulausbildung
(ReifeprÃ¼fung) erreicht hÃ¤tte, ist zur Ã�berzeugung des Senats auch weiterhin
nicht zu beanstanden. Zur Vermeidung von Wiederholungen nimmt der Senat auf
die AusfÃ¼hrungen in der vorangegangenen Entscheidung, die das SG in den
EntscheidungsgrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung auszugsweise
wiedergegeben hat, Bezug. Sachgerechte Prognosen beruhen auf den erhobenen
Daten und Fakten und damit auf Erkenntnissen aus der Vergangenheit, auf deren
Basis unter BerÃ¼cksichtigung zu erwartender VerÃ¤nderungen eine Vorausschau
fÃ¼r die Zukunft getroffen wird. MaÃ�gebend sind die VerhÃ¤ltnisse zur Zeit der
Prognoseentscheidung, sodass Grundlage der Prognose nur bis zum Abschluss des
Verwaltungsverfahrens erkennbare UmstÃ¤nde sein kÃ¶nnen (vgl. BSG, Urteil vom
3.Â August 2016 â�� B 6 KA 20/15 R â��, juris, Rz. 24). Die Prognose bezieht sich
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vorliegend auf den hypothetischen Schulabschluss, fÃ¼r den Fall, dass die
SchÃ¤digung nicht stattgefunden hÃ¤tte und stimmt daher mit der Wirklichkeit
nicht Ã¼berein, sodass sie auch nicht durch die Wirklichkeit, sondern allein durch
die Fehlerhaftigkeit der Schlussfolgerung widerlegt werden kann (vgl. BSG, Urteil
vom 27.Â Oktober 1989 â�� 9 RV 40/88 â��, juris, Rz.Â 16).

Solche fehlerhaften Schlussfolgerungen liegen nicht vor, insbesondere begrÃ¼ndet
der wiederholte Hinweis der KlÃ¤gerin, dass sie die Fachhochschulreife erlangt und
zwischenzeitlich ein Fachhochschulstudium abgeschlossen hat, solche nicht. Der
Senat hat bereits in der vorangegangenen Entscheidung dargelegt, dass die
KlÃ¤gerin nur eine Fachhochschulreife fÃ¼r das Studium an Fachhochschulen
erworben hat, aber eben keine allgemeine Hochschulreife. Dementsprechend hat
sie â�� zwischenzeitlich â�� auch nur ein Studium an einer Fachhochschule
abgeschlossen, aber eben kein Hochschulstudium im Sinne der Vorschriften. Â§ 7
BSchAV in der hier maÃ�gebenden Fassung hat aber nur zwischen einer
Mittelschulausbildung, der ReifeprÃ¼fung und einer Hochschulausbildung
differenziert, wÃ¤hrend die Neufassungen in Â§Â§ 3 und 5 BSchAV nunmehr auch
einen Fachhochschulabschluss berÃ¼cksichtigen, wobei das Vergleichseinkommen
nach Besoldungsgruppe A 11 immer noch niedriger angesetzt wird, als das fÃ¼r
BeschÃ¤digten mit Hochschulabschluss (A 14). Der Fachhochschulabschluss wird
damit auch nach geltendem Recht einem Hochschulabschluss nicht gleichgestellt,
dementsprechend konnte und kann auch eine Fachhochschulreife nicht mit der
allgemeinen Hochschulreife gleichgesetzt werden. Daraus, dass der Gesetzgeber
nunmehr eine andere Differenzierung und andere AnknÃ¼pfungspunkte wÃ¤hlt,
folgt keine andere Beurteilung. Die Vorschriften des BVG Ã¼ber den
Schadensausgleich regeln einen Bereich der gewÃ¤hrenden StaatstÃ¤tigkeit, in
dem der Gesetzgeber im Rahmen der ihm zustehenden besonders weitgehenden
Gestaltungsfreiheit in weitem Umfang zum Erlass typisierender und
generalisierender Regelungen berechtigt ist. Es ist daher auch nicht zu
beanstanden, dass bei der GewÃ¤hrung des Schadensausgleichs der Gesichtspunkt
der individuellen EntschÃ¤digung zugunsten eines generalisierenden und
pauschalierten Schadensausgleichs zurÃ¼cktreten muss (vgl.
Bundesverfassungsgericht [BVerfG], Beschluss vom 14. Mai 1969 â�� 1 BvR 615/67
â��, juris, Rz. 39). Im Ã�brigen hat der Gesetzgeber mit Â§ 87 BVG eine
Ã�bergangsvorschrift geschaffen und damit klargestellt, fÃ¼r welche FÃ¤lle die
Neuregelungen einschlÃ¤gig sein sollen (vgl. oben).

Daneben hÃ¤lt der Senat daran fest, dass aus dem durch die Testungen wohl
festgestellten IQ von 122 allein nicht auf ein besonderes schulisches
LeistungsvermÃ¶gen geschlossen werden kann, zumal sich ein solches in den
Ergebnissen der erreichten AbschlÃ¼sse nicht widerspiegelt. Vielmehr kÃ¶nnen
sich hieraus nur Anhaltspunkte auf das Potential des GeschÃ¤digten geben, welches
nicht im Wege des Berufsschadensausgleichs zu entschÃ¤digen ist.

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass in der vorangegangenen
Entscheidung die berufliche und soziale Stellung der Eltern der KlÃ¤gerin schon nur
als ergÃ¤nzendes Indiz, nicht aber als tragender Gesichtspunkt, gewertet worden
ist, deren Heranziehung aber von den anzuwendenden Rechtsvorschriften (Â§ 7
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BSchAV a. F.) ausdrÃ¼cklich normiert wurde und daher, entgegen der Auffassung
der KlÃ¤gerin, keine Fehlerhaftigkeit der Prognoseentscheidung zu begrÃ¼nden
vermag.

Die Wertung des Senats im vorangegangen Urteil, dass die SchÃ¤digung nicht
kausal fÃ¼r den beruflichen Werdegang gewesen ist, sondern die beschriebenen
EinschrÃ¤nkungen die KlÃ¤gerin nicht gehindert hÃ¤tten, mittels Fernschule die
allgemeine Hochschulreife zu erwerben, wird dadurch untermauert, dass es die
KlÃ¤gerin zwischenzeitlich geschafft hat, mittels genau einer solchen Fernschule
einen Fachhochschulabschluss zu erreichen. Hierauf kommt es im Hinblick auf den
maÃ�gebenden Zeitpunkt und die zu treffende Prognoseentscheidung indessen
nicht entscheidungserheblich an.

Soweit in dem Ã¼berprÃ¼ften Bescheid der Berufsschadensausgleich fÃ¼r den
Monat Juni 2011 nur mit 779,00 â�¬, statt der â�� zutreffend â�� errechneten
799,00 â�¬ gewÃ¤hrt worden ist, verhilft dies dem Antrag nach Â§Â 44 SGB X nicht
zum Erfolg. Der Ã�berprÃ¼fungsantrag ist nÃ¤mlich erst am 3. Dezember 2018
gestellt worden (vgl. den Vergleich im SG-Verfahren), sodass einer Nachzahlung der
Differenz von 20,00 â�¬ die Vorschrift des Â§ 44 Abs. 4 SGB X entgegensteht,
wonach Leistungen nur fÃ¼r einen Zeitraum von vier Jahren rÃ¼ckwirkend erbracht
werden. Allein hieraus ergibt sich deshalb kein Anspruch auf RÃ¼cknahme des
Bescheides (vgl. Senatsurteil vom 12. Januar 2017 â�� L 6 VS 5036/15 â��, juris, Rz.
54 m. w. N.). Auswirkungen auf die Anpassung der Leistungen folgen hieraus nicht,
da der Beklagte mit dem Bescheid schon ab 1. Juli 2011 die Leistungen zutreffend
festgesetzt hat.

Nachdem somit das Vergleichseinkommen zutreffend festgestellt worden ist, konnte
auch der Hilfsantrag keinen Erfolg haben. Die Berufung war daher insgesamt
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht vorliegen.

Â 

Erstellt am: 24.04.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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